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Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a Abs. 1 BauGB 

zur Begründung des Bebauungsplans Nr. 5 "Spirlingskamp" (Bereich 1) – Eixe –  
"Zwischen Mittellandkanal und Große Wiesen" (Bereich 2) – Berkum, 
1. Änderung und Erweiterung 
Stadt Peine, Ortschaft Eixe, Landkreis Peine 
 

 

 
Dem Bebauungsplan ist gem. § 10 Abs. 4 BauGB eine zusammenfassende Erklärung beizufügen 
über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeit- und Behör-
denbeteiligung berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 
geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 

 

Berücksichtigung der Umweltbelange/ Abwägung 

Ziel des Bebauungsplans ist, nordöstlich der Ortschaft Eixe ein vorhandenes Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung "regenerative Energienutzung" zu ändern und zu erweitern. Aufgrund der Än-
derung von gesetzlichen Grundlagen – hier die Düngeverordnung – wird die nachzuweisende La-
gerung der Gärreste über einen längeren Zeitraum erforderlich. Insofern sind viele Biogasanlagen 
in der Pflicht, ihre Kapazität in den Gärrestelagern zu erhöhen. Dieses wird auch im vorliegenden 
Falle erforderlich. Die Lage des zusätzlichen Gärrestebehälters kollidiert jedoch mit den Anpflanz-
festsetzungen in dem bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplan, so dass eine Änderung, verur-
sacht durch das konkrete Vorhaben, erforderlich wird. Gleichzeitig soll auf den Flächen eine An-
passung an den vorhandenen Nutzungsumfang erfolgen. 

Für in dem Baugebiet entstehende Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft sind den Eingriffen 
Ausgleichsmaßnahmen im Planbereich resp. durch einen zusätzlichen, externen Bereich, gegen-
übergestellt. Die Bilanzierung erfolgt in Werteinheiten (WE). Werteinheiten bezogen auf Quadrat-
meter nach der Modellbilanzierung des Niedersächsischen Städtetages 1).  

 

 

Zusammenfassende Erklärung 

Für die Ermittlung der von der Planung betroffenen umweltrelevanten Belange hat die Stadt 
eine Umweltprüfung nach Baugesetzbuch durchgeführt, deren Ergebnisse im Umweltbericht 
(Pkt. 3.0 der Begründung) dokumentiert sind. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, 
was nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise verlangt wer-
den kann. Gegenstand der Prüfung waren die Schutzgüter Naturschutz und Landschaftsbild, 
Mensch, Kultur- und Sachgüter, Fläche sowie der Bodenschutz.  

Die für die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes auf Grundlage des vom Nieder-
sächsischen Städtetages herausgegebenen Modells durchgeführte Abhandlung der Eingriffs-
regelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz kommt zu dem Ergebnis, dass negative Ein-
flüsse durch den Bebauungsplan auf die einzelnen naturräumlichen Schutzgüter wie Boden, 
Fläche und Wasser planungsrechtlich vorbereitet werden. Durch die Erweiterung um 675 m² 
und Heraufsetzung der Grundflächenzahl von 0,5 auf 0,8 werden für Teilbereiche erstmalig 
Versiegelungen im Umfang von 0,14 ha vorbereitet. Des Weiteren werden Anpflanzfestset-
zungen des vorhandenen Bebauungsplanes verschoben, um die Flächen für die Errichtung 
des Gärrestebehälters zu ermöglichen. Somit wird es im Bereich der erstmalig zulässigen 
Versiegelung zu erheblichen Beeinträchtigungen kommen, 

                                                 
1) Niedersächsischer Städtetag (Hrsg.): Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen in der Bauleitplanung, Hannover, 9. überarbeitete Auflage 2013 
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1. Änderung und Erweiterung 

Stadt Peine  
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Dabei werden die Eingriffe im Planbereich sowie im Bereich 3 (externe Ausgleichsfläche im 
Süden des Stadtgebietes) ausgeglichen. Auf der Fläche wird die Anlage eines Vorwaldberei-
ches im Umfang von 450 m² festgesetzt. Hierdurch werden die erheblichen Beeinträchtigun-
gen auf die naturräumlichen Schutzgüter im Sinne der Prüfkriterien der Umweltprüfung und 
des verwendeten Bilanzierungsmodells auf ein nicht erhebliches Maß reduziert. 

Auf eine artenschutzrechtliche Kartierung für das Plangebiet wurde aufgrund der geringfügi-
gen Erweiterung verzichtet. Grundsätzlich gilt, dass eine Erschließung außerhalb der Brut- 
und Setzzeit zu beginnen hat. Insofern sind aktuell keine Konflikte mit dem Artenschutz im 
Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erkennen. 

Die für die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes durchgeführte Abhandlung der Ein-
griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz kommt zu dem Ergebnis, dass die Ein-
flüsse durch Bebauung auf die einzelnen naturräumlichen Schutzgüter wie Boden, Fläche 
und Wasser für die bisher ungeplanten Bereiche erhebliche Eingriffe vorbereiten. Erhebliche 
Eingriffe in das Schutzgut Luft / Klima, Arten- und Lebensgemeinschaften oder in das Land-
schafts- bzw. Ortsbild sind hingegen nicht zu erwarten. 

Beeinträchtigungen von Kultur- und Sachgütern konnten durch die Planaufstellung nicht er-
mittelt werden. Hinweise auf mögliche Bodenbelastungen werden nicht festgestellt. 

Umweltrelevante Stellungnahmen sind in den Verfahren nicht eingegangen, welche einer 
vertiefenden Auseinandersetzung bedurften. 

 

 

 


